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Planungsrechtliche Festsetzungen
gemäß §9 (1) bis (3) und (7) BauGB
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Textliche Festsetzungen gemäß § 9 (1, 2 und 4) BauGB  

1. Art und Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB 
1.1 Gemeinbedarfsfläche
In der Fläche für den Gemeinbedarf sind schulische Einrichtungen - Realschule; Gymnasium, Sporthalle 
mit max. 199 Besuchern  zulässig.
In der Fläche für den Gemeinbedarf - Realschule; Gymnasium; Sporthalle - sind in der Sporthalle max. 
199 Besucherplätze zulässig.    

2. Bauweise gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 (4) BauNVO
2.1 Soweit im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes eine abweichende Bauweise festgesetzt ist, 
sind zusätzlich zur offenen Bauweise gem. §22 (2) BauNVO auch Einzelgebäude mit einer Länge über 
50,0 m zulässig.

3. Regelung des Wasserabflusses gem. § 9 (1) Nr. 16 BauGB
3.1 Im Bereich der Fläche für den Gemeinbedarf ist das anfallende Niederschlagswasser der 
Dachflächen in geeigneten Regenrückhaltebecken zu sammeln und - begrenzt auf die natürlichen 
Abflussverhältnisse - über einen Straßenseitengraben am Dierhagenweg dem Gewässer Nr. 173 
zuzuführen.

4. Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 (1) Nr. 25 a BauGB
4.1 Die gem. § 9 (1) Nr. 25a BauGB festgesetzten Pflanzstreifen sind auf der Fläche für den 
Gemeinbedarf mit standortgerechten Laubgehölzen zu bepflanzen. Je 12 m Frontlänge ist ein 
großkroniger heimischer Laubbaum (z.B. Linde, Ahorn u.ä.), Stammumfang mind. 12/14 cm, und je 10 
qm Fläche sind 5 Sträucher, mind. 80 cm hoch, zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Eingrünung 
muss lückenlos erfolgen. Im Bereich von Leitungsrechten sind keine Baumpflanzungen zulässig, hier sind 
ausschließlich Sträucher zu pflanzen.

5. Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft  
gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB
5.1 Auf der gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB festgesetzten Fläche ist eine Obstwiese als Teil eines 
Schulgartens anzupflanzen, fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Je 50 qm Fläche ist ein 
Obstbaum "alter heimischer Sorten" zu pflanzen.

6. Lärmschutzvorkehrungen gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB 
6.1 Im Bereich der Fläche für den Gemeinbedarf und des WA-Gebietes, sind Fenster - mit zugehörigen 
Zusatzeinrichtungen- von Räumen, die dem ständigen Aufenthalt von Personen dienen (Unterrichts-, 
Arbeits-, Wohn - und Schlafräume), mindestens in der Schallschutzklasse 3 gemäß VDI- Richtlinie 2719 
auszuführen. Ausnahmsweise kann hiervon abgesehen werden, sofern durch Einzelgutachten ein 
ausreichender Schutz der Wohn- und Arbeitsruhe durch andere Schallschutzmaßnahmen, z.B. 
Abschirmung durch die Baukörperstellung, nachgewiesen wird.

7. Örtliche Bauvorschriften gemäß § 9 (4) BauGB i.V.m. § 86 (1 und 4) BauO NW
7.1 Gestaltung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke
7.1.1 Die Oberflächen von Hofflächen, Garagenzufahrten, Stellplätzen oder Fußwegen sind mit 
wasserdurchlässigen Materialien (Rasenkammersteine, Rasengittersteine, wassergebundene Decke o.ä.) 
zu gestalten.

7.1.2 In Stellplatzanlagen ist je angefangener Gruppe von 8 Stellplätzen ein heimischer großkroniger 
Laubbaum (z.B. Stieleiche, Linde oder Buche) mit einem Mindeststammumfang von 12/14 cm (gemessen 
in 1 m Höhe über Erdboden) zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten.

7.2. Dächer
7.2.1 Im WA- Gebiet sind angegebenen Planzeichen über Dachformen (SD = Satteldach) und 
Hauptfirstrichtungen (<->) einzuhalten. Die Dächer von baulich zusammenhängenden Gebäuden dürfen 
nur mit einer einheitlichen Dachneigung errichtet werden.

7.2.2 Im WA-Gebiet sind die Dachflächen baulich zusammenhängender Gebäude in Farbe und Material 
einheitlich auszuführen.

Hinweis
1. Denkmalschutz
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. 
Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen 
Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens 
aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Gemeinde 
als Untere Denkmalbehörde und/oder dem Westf. Museum für Archäologie/Amt für Bodendenkmalpflege, 
Außenstelle Olpe (Telefon:02761/93750, Fax:02761/2466) unverzüglich anzuzeigen und die 
Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten (§15 und16 
Denkmalschutzgesetz NRW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und für 
wissenschaftliche Erforschung bis zu sechs Monaten in Besitz zu nehmen (§16 Abs. 4 DSchG NW).

2. Schutzstreifen - Pflanzmaßnahmen
Befinden sich die festgesetzten Pflanzstreifen gem. § 9 (1) Nr. 25a BauGB innerhalb des nachrichtlich 
übernommenen 38 m breiten Schutzstreifen der Hochspannungsfreileitung ist bei Pflanzmaßnahmen zu 
berücksichtigen, dass bei Erreichen der Endwuchshöhe (max. 6 m) der erforderliche Mindestabstand 
gem. DIN VDE 0210 zu den Leitungsseilen eingehalten wird.

3. Bergbau
Es ist kein relevanter Bergbau dokumentiert. Mit bergbaulichen Auswirkungen ist demnach nicht zu 
rechnen. Zur weiteren Klärung baulichen Tätigkeiten in diesem Gebiet wird empfohlen, über 
„Bezirksregierung Arnsberg - Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW, Goebenstraße 25, 44135 
Dortmund“ weitere Informationen einzuholen.


